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Der Parlamentarische Staatssekretär Bonn, den 2. Juli 1970 

beim Bundesminister des Auswärtigen 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Absicht der Bundesregierung, einen „Gewaltverzichts- 
vertrag 11 mit der Regierung der UdSSR abzuschließen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Freiherr von und zu 
Guttenberg, Dr. Marx (Kaiserslautern), Dr. Kliesing 
(Honnef), Kiep, Dr. Gradl, Lenze (Attendorn) und der 
Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/913 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich in Abstimmung mit dem 
Bundeskanzleramt wie folgt: 


I. 

Zur Qualität eines GV-Abkommens mit der SU hat die Bundes- 
regierung in letzter Zeit mehrfach Stellung genommen. Sie 
bezieht sich insoweit besonders auf ihre Antwort auf die Große 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache VI/691 — 
(Fragen 2, 3 und 7) und auf die Antwort auf den Brief des Herrn 
Abgeordneten Freiherr von und zu Guttenberg vom 23. April 
1970. Die Regierung der SU hat in der Tat am 21 . November 1967 
auf die fortdauernde Geltung der Artikel 53 und 107 der VN- 
Satzung hingewiesen. Die Bundesregierung der Großen Koali- 
tion hatte bereits in ihrem Memorandum vom 9. April 1968 klar- 
gemacht, daß ein auf Artikel 53 und 107 gestützter einseitiger 
Gewaltvorbehalt der SU den GV jeder politischen Bedeutung 
entkleiden würde. Die SU hat ihren Standpunkt noch einmal am 
5. Juli 1968 auf dem Höhepunkt der CSSR-Krise bekräftigt. 
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1. Ist die Bundesregierung bereit, ein deutsch-sowjetisches Ab- 
kommen als „Gewaltverzichtsvertrag" hinzustellen, bei dem der 
sowjetische Partner seinen bisherigen Vorbehalt der Anwendung 
oder Androhung von Gewalt nicht tatsächlich und zweifelsfrei 
ausräumt? 

Nunmehr besteht Anlaß zu der Annahme, daß die Sowjetregie- 
rung bereit ist, mit der Regierung der BRD ein GV-Abkommen 
zu schließen, in dem festgelegt wird, daß die Partner die zwi- 
schen ihnen bestehenden Streitfragen künftig ausschließlich mit 
friedlichen Mitteln lösen wollen. 

Wenn 

— die sowjetische Regierung der Bundesregierung und umge- 
kehrt die Bundesregierung der Regierung der UdSSR be- 
scheinigt, es sei ein wichtiges Ziel ihrer Politik, den inter- 
nationalen Frieden aufrechtzuerhalten und die Entspannung 
zu erreichen, 

und wenn die Regierung der UdSSR 

— bei den GV-Vereinbarungen unsere Berufung auf das Selbst- 
bestimmungsrecht ohne Widerspruch hinnimmt 

und 

— die Beziehungen zur BRD entsprechend den Zielen und Prin- 
zipien der VN regelt und bei der Regelung von Streitfragen 
Artikel 2 der VN-Satzung ausdrücklich als Richtschnur 
nimmt, 

dann wäre nach Auffassung der Bundesregierung die Gefahr, 
daß die SU jegliche auf die friedliche Verwirklichung des Selbst- 
bestimmungsrechts gerichtete Politik in der BRD als Verletzung 
eines GV-Abkommens betrachtet, ausgeräumt. 


2. Kann die Bundesregierung dem Bundestag versichern, daß die 
Sowjetunion ihren, der Bundesregierung amtlich notifizierten 
Gewaltvorbehalt sowie dessen politische Begründung in einer 
Weise aufzugeben bereit ist, die dem Völkerrecht und der Ein- 
stellung der Westmächte entspricht? 


Wir streben im Verhältnis zur SU einen ähnlichen Stand wie 
gegenüber den Drei Westmächten an. Die Drei Westmächte 
haben bekanntlich in ihrer Erklärung vom 3. Oktober 1954 
nicht ausdrücklich auf ihre Rechte aus Artikel 53 und 107 ver- 
zichtet, sondern erklärt, daß sie sich in ihren Beziehungen mit 
der BRD an die in Artikel 2 der Satzung der VN niedergelegten 
Grundsätze halten werden. Das gleiche soll auch Gegenstand 
einer vertraglichen Vereinbarung mit der Sowjetunion werden. 

Darüber hinaus haben die Drei Westmächte im vergangenen 
Jahr übereinstimmend erklärt, daß keiner der Siegermächte 
ein einseitiges Interventionsrecht gegen die Bundesrepublik 
Deutschland habe. 
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Die Bundesregierung hat Grund zu der Annahme, daß auch die 
SU - im Rahmen eines GV-Abkommens - ihre Beziehungen zur 
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BRD auf der Grundlage der allgemeinen Prinzipien des Völker- 
rechts und der Ziele und Prinzipien der VN-Charta zu regeln 
und die Anwendung oder Androhung von Gewalt auszuschlie- 
ßen bereit ist. 


3. Widerspricht die Bundesregierung der Feststellnug der CDU/ 
CSU, daß die Sowjetunion, Polen und die DDR - in der Methode 
wechselnd, in der Sache gleichbleibend - jede wie auch immer 
geartete friedliche Bemühung der Bundesrepublik Deutschland 

— um menschliche Verbesserungen des Status quo im geteil- 
ten Deutschland, 

— um innerdeutsche Ubergangsregelungen vor der endgül- 
tigen Friedensregelung, 

— um eine europäische Friedensordnung auf der Grundlage 
freier Sebstbestimmung und der Einheit der deutschen 
Nation, 

— um Verbesserungen der Lage in und um Berlin 

willkürlich und konstant als „Wiederaufnahme aggressiver Poli- 
tik" bewerten, gegen die gemäß der VN-Satzung einseitig 
Gewaltmaßnahmen ergriffen werden dürften? 


Da die Kleine Anfrage die Absicht der Bundesregierung, ein 
GV-Abkommen mit der Regierung der SU abzuschließen, be- 
trifft, wird die Bundesregierung in ihrer Antwort nicht auf die 
Frage nach der Politik Polens und der DDR eingehen. 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die SU „jede 
wie auch immer geartete friedliche Bemühung der Bundesrepu- 
blik Deutschland um menschliche Verbesserungen des Status 
quo im geteilten Deutschland, um innerdeutsche Ubergangs- 
regelungen vor der endgültigen Friedensregelung, um eine 
Europäische Friedensordnung auf der Grundlage freier Selbst- 
bestimmung und der Einheit der Deutschen Nation sowie um 
Verbesserungen der Lage in und um Berlin willkürlich und 
konstant als , Wiederaufnahme aggressiver Politik' bewertet". 
Es trifft allerdings zu, daß die Sowjetregierung der Bundes- 
republik früher unterstellt hat, daß sie Gebietsansprüche gegen- 
über anderen Ländern Europas erhebe, die gegenwärtigen 
Grenzen verändern wolle, ungerechtfertigte Ansprüche auf 
Westberlin stelle und die Tätigkeit neonazistischer und milita- 
ristischer Organisationen in der BRD unterstütze. 

Die bisherigen Gespräche und die bevorstehenden Verhand- 
lungen sowie der Abschluß eines GV-Abkommens dienen ge- 
rade dem Zweck, klarzustellen, daß diese Vorwürfe gegen- 
standslos sind. 


4. Widerspricht die Bundesregierung der Feststellung der CDU/ 
CSU, daß die sowjetische Regierung der Regierung der Bundes- 
republik Deutschland 1967 und 1968 in amtlichen Dokumenten 
notifiziert hat, die sowjetische Auffassung von der Anwendbar- 
keit der Artikel 53 und 107 der VN-Satzung stehe nicht im 
Widerspruch zum Gewaltverbot des Artikels 2, der VN-Satzung, 
sondern entspreche sogar den Interessen der Friedenssicherung 
in Europa, weil und solange die Bundesrepublik Deutschland 
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nach sowjetischer Auslegung den Tatbestand „agressiver Poli- 
tik" im Sinne des Artikels 53 der VN-Satzung erfülle? 

Der Bundesregierung sind die Dokumente, die die Sowjetunion 
der BRD in den Jahren 1967 und 1968 notifiziert hat, bekannt. 
Im übrigen wird auf die Ausführungen zu 2. und 3. verwiesen. 


5. Widerspricht die Bundesregierung den Feststellungen der CDU/ 
CSU, 

daß der fundamentale Unterschied zwischen der Einstellung 
der Westmächte und der Sowjetunion zur Frage der Anwend- 
barkeit der Artikel 53 und 107 der VN-Satzung gegenüber 
der Bundesrepublik Deutschland in der gegensätzlichen Be- 
wertung der friedlichen Ziele der deutschen West- und Ost- 
Politik durch unsere Verbündeten einerseits (siehe Artikel 7 
des Deutschland-Vertrages) und durch die Mitgliedregierun- 
gen des Warschauer Paktes andererseits liegt; 

daß die Sowjetunion - im Gegensatz zu den Westmächten 
(siehe deren Erklärungen von 1968 und 1969) - bisher weder 
eine vergleichbare Zusicherung abgegeben hat noch eine 
solche abzugeben beabsichtigt, wonach die Artikel 53 und 107 
der VN-Satzung kein Recht zu einseitiger gewaltsamer Inter- 
vention in der Bundesrepublik Deutschland gewähren? 


Die Bundesregierung verhehlt sich nicht, daß in der Tat die 
Westmächte einerseits und die Sowjetunion andererseits die 
Ziele unserer Politik unterschiedlich bewerten. Diese unter- 
schiedliche Bewertung und das Bestehen von Streitfragen 
machen den Abschluß eines GV-Abkommens mit der SU be- 
sonders dringend. Wie zu Ziffer 1 ausgeführt wurde, wird nach 
Abschluß eines GV-Abkommens für einen einseitigen Inter- 
ventionsvorbehalt kein Raum mehr sein. 


6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der CDU/CSU, daß 
den deutschen Besorgnissen wegen des nichtausgeräumten 
völkerrechtswidrigen Gewaltvorbehalts der Sowjetunion dann 
wirksam begegnet würde, wenn die UdSSR im Zusammenhang 
mit einem deutsch-sowjetischen Gewaltverzichtsabkommen 

— die Notwendigkeit eines frei ausgehandelten Friedens- 
vertrages zwischen Deutschland und seinen ehemaligen 
Gegnern, 

— das Recht auch des deutschen Volkes auf friedliche 
Wiedervereinigung auf der Grundlage des Selbstbestim- 
mungsrechts, 

— die Unteilbarkeit und Ausnahmslosigkeit des Gewaltver- 
bots des Völkerrechts, 

unzweideutig anerkennen würde? 


Genau so wenig wie frühere Bundesregierungen vermag es 
diese Bundesregierung, die Sowjetunion vertraglich auf die 
Ziele unserer Deutschland- und Ostpolitik festzulegen. Wenn 
die Regierung der Sowjetunion im Zusammenhang mit einer 
gegenseitigen Verpflichtung zum GV unser Ziel der Verwirk- 
lichung des Selbstbestimmungsrechts des deutschen Volkes 
ohne Widerspruch zur Kenntnis nimmt und nicht als Verstoß 
gegen den GV betrachtet, so wäre dies ein bedeutsamer Fort- 
schritt. 
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7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der CDU/CSU, daß 
der deutsche Textvorschlag für den Austausch gegenseitiger 
Gewaltverzichte, den die Regierung der Großen Koalition am 
3. Juli 1969 der Sowjetregierung übermittelt hat und der den 
vorausgegangenen Memoranden der UdSSR soweit wie möglich 
entgegenkam, den unter Frage 6 genannten Erfordernissen für 
einen eindeutigen gegenseitigen Gewaltverzicht entsprach? 


Der CDU/CSU-Fraktion dürfte bekannt sein, daß das deutsche 
Memorandum vom 3. Juli 1969 von der sowjetischen Seite nicht 
als Verhandlungsgrundlage akzeptiert wurde. 


8. Widerspricht die Bundesregierung der Feststellung der CDU/ 
CSU, daß die sowjetische Regierung die friedlichen Bemühungen 
der Bundesregierung um die Verwirklichung der deutschen Frei- 
heitsrechte konstant als „aggressive Politik“ qualifiziert hat, 
obwohl sie den Brief des Bundeskanzlers Adenauer nach der 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen entgegengenommen hat, 
in dem dieser „die Wiederherstellung der Einheit eines deut- 
schen demokratischen Staates" als Ziel der deutschen Politik 
bezeichnet hatte? 

Die sowjetische Regierung hat in der Tat jahrelang gegenüber 
der Bundesrepublik den Vorwurf des Revanchismus erhoben, 
obwohl sie den Brief des Bundeskanzlers Adenauer entgegen- 
genommen hatte. 

Dies ist ein zusätzlicher Grund, mit der SU zu einer vertrag- 
lichen Vereinbarung auf der Basis eines GV zu kommen. 


II. 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Regierung der 
Großen Koalition in keiner Weise die Verquickung eines Gewalt- 
verzichtsabkommens mit der Präjudizierung der großen politischen 
Streitfragen vorgeschlagen hat, sondern im Gegenteil dem sowjeti- 
schen Begehren einer materiellen Vorwegnahme friedensvertrag- 
licher Regelungen im Rahmen eines Gewaltverzichtsabkommens 
ausdrücklich entgegentrat, indem sie in ihrem Aide-memoire vom 
6. April 1968 an die Sowjetunion feststellte: 

„Eines ist schon heute möglich: der feierliche gegenseitige Ver- 
zicht auf Anwendung und Androhung von Gewalt bei den Be- 
mühungen um eine gerechte Lösung der Probleme. Die Regie- 
rung der Bundesrepublik Deutschland schlägt daher vor, bald 
entsprechende Abmachungen zu treffen und damit günstigere 
Voraussetzungen für die Regelung jener Fragen zu schaffen, die 
heute noch zwischen uns und unseren osteuropäischen Nachbarn 
stehen. 

Besteht erst einmal die Gewißheit, daß Krieg und Gewalt als 
Mittel internationaler Auseinandersetzungen in Europa ausge- 
schlossen sind und daß alle Fragen ausschließlich zum Gegen- 
stand friedlicher Verhandlung gemacht werden, dann ist 
Wesentliches zur Überwindung von Mißtrauen und Furcht 
getan. Ein gegenseitiger Verzicht auf Anwendung und An- 
drohung von Gewalt ist nach Ansicht der Bundesregierung der 
geeignete Ausgangspunkt für weitere Schritte der Festigung der 
Sicherheit in Europa. Die Regierung der UdSSR hat vorge- 
schlagen, im Zusammenhang mit den Überlegungen über den 
Austausch von Gewaltverzichtserklärungen auch andere Fragen 
zu behandeln. Da viele dieser Fragen sehr komplizierte Pro- 
bleme aufwerfen und zum Teil auch die Rechte und Interessen 
dritter Staaten berühren, ist die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland der Auffassung, daß schrittweise vorgegangen 
werden sollte. Sie hält zunächst eine Vereinbarung über den 
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Verzicht der Anwendung oder Androhung von Gewalt für 
wünschenswert. " 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort auf die Große 
Anfrage der CDU/CSU-Fraktion ausgeführt, daß GV-Verein- 
barungen die materielle Lösung bestehender Streitfragen nicht 
präjudizieren dürfen. Sie nimmt diesen Standpunkt auch weiter- 
hin ein. Dies bedeutet aber nicht, daß über derartige Streit- 
fragen im Zusammenhang mit einem GV nicht geredet werden 
kann und daß - ohne die Rechte der Drei Mächte anzutasten - 
nicht der Versuch gemacht werden soll, zu einem modus vivendi 
über eine Reihe dieser strittigen Fragen zu gelangen. Insoweit 
besteht auch in der Haltung zwischen der Bundesregierung der 
Großen Koalition und der gegenwärtigen Bundesregierung 
Übereinstimmung. Sonst hätte im deutschen Memorandum an 
die sowjetische Regierung vom 9. April 1968 nicht gesagt wer- 
den können, daß der GV „spezifisch auf die Probleme eines 
bilateralen Verhältnisses bezogen werden würde". 

Es ist richtig, daß die Regierung der Großen Koalition 1969 den 
Versuch gemacht hatte, mit einem „abstrakten GV" weiterzu- 
kommen. Daß dieser Versuch nicht zum Ziele führte, wurde 
oben bereits dargelegt. Die Bundesregierung ist darum bemüht, 
im Rahmen einer GV-Vereinbarung mit der SU die Lösung 
strittiger Fragen einem Verzicht auf Gewalt zu unterwerfen. 
Das bedeutet in keiner Weise, daß Grundpositionen aufgegeben 
oder friedensvertragliche Lösungen vorbereitet oder vorweg- 
genommen werden. 


III. 


Kann die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag bestätigen, 
daß die von Staatssekretär Bahr mit Außenminister Gromyko aus- 
gehandelten Formulierungen für einen deutsch-sowjetischen Ge- 
waltverzichtsvertrag folgenden Zusicherungen in der Antwort des 
Bundesministers des Auswärtigen vom 6. Mai 1970 auf die Große 
Anfrage der CDU/CSU vom 27. April 1970 entsprechen?: 

1. „Die Bundesregierung hält daran fest, daß Gewaltverzichtsver- 
einbarungen die materielle Lösung bestehender Streitfragen 
nicht präjudizieren dürfen. Der Gewaltverzicht soll vertraglich 
sicherstellen, daß zur Lösung dieser Fragen das Mittel der Ge- 
walt ausgeschlossen ist . . . Eine Preisgabe von Grundpositionen 
kommt auch heute nicht in Betracht." 

2. „Die Bundesregierung ist sich über die aktuellen Zielsetzungen 
der sowjetischen Deutschland- und Europa-Politik im klaren. 
Die Sowjetunion weiß ihrerseits - daran hat die Bundesregie- 
rung in ihren Gesprächen keinen Zweifel gelassen -, daß es 
Gewaltverzichtsvereinbarungen nur insoweit geben kann, als 
unser Verzicht auf Gewalt von sowjetischer Seite nicht als Ver- 
zicht auf unsere Bemühungen um Schaffung einer gerechten 
und dauerhaften Friedensordnung in Europa, auf das Recht zur 
Selbstbestimmung des deutschen Volkes, auf freie politische 
Entfaltung, wie sie zum Selbstverständnis einer Demokratie 
gehört, ausgelegt werden kann . . ." 

3. „Die Bundesregierung wünscht, mit der Sowjetunion Erklärun- 
gen über einen Gewaltverzicht auszutauschen, die zugleich ein 
ausgewogeneres gegenseitiges Verhältnis mit wachsendem Ver- 
trauen auf beiden Seiten herstellen. Ein offener oder versteckter 
Dissens müßte dieses Verhältnis weiter erheblich belasten. 
Über den Inhalt der Begriffe muß deshalb volle Klarheit be- 
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stehen; unsere erklärten friedlichen Ziele dürfen nicht als 
„territoriale Ansprüche" und als Verletzung des Gewaltver- 
zichtsabkommens hingestellt werden können." 

Die Bundesregierung stellt noch einmal fest, daß es sich bei 
dem in Moskau formulierten Gesprächsergebnis nicht um einen 
Vertragstext handelt, sondern um eine Zusammenfassung des 
Meinungsaustauschs und eine Übersicht über die strittigen Fra- 
genkomplexe ohne Bindung der Regierungen. Das Bundes- 
kabinett wird darüber zu beschließen haben, ob gegebenenfalls 
auf der Basis dieses Ergebnisses verhandelt werden kann. 

Die Bundesregierung steht im übrigen zu dem, was sie in ihrer 
Antwort auf die Große Anfrage gesagt hat. 


Moersch 



